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Artikel I
[Errichtung dee Yorbtudcs . Bcreich der gewerblichen Eigentume] r)

(l) Die Länder, auf die dieee Übereinkunft Anwendung

findet, bilden einen Verband zum Schutz dea gewerblichen

Eigentums.

(2) Der Schutz dea gewerblichen Eigentume hat zum Ge'

genEtand die Erfindungspatente' die Gebrauchsmueter, die

gewerblichen Muster oder Model'le, die Fabrik- oder Handels'

m,arken, die Dienstleistungemarken, den Handelsnamen und

die Herkunfteangaben oder Ureprungabezeichnungen sowie die

Unterdrückung des unlauteren Vettbewerbs.

(3) Das gewerbliche Eigentum wird in der weiteeten Be'

deutung verstanden und bezieht sich nicht allein auf Gewerbe

und Handel im eigentlichen Sinn des Vortes, sondern ebenso

auf dae Gebiet der Landwirtschaft und der Gewinnung der

Bodenschätze und auf alle Fabrikate oder Naturerzeugnieee,

zum B,eispiel \ffein, Getreide, Tabakblätter, Früchteo Vieh,

Mineralien, Mineralwäeser, Bier, Blumen, Mehl.

(4) Za den Erfindungopatenten zählen die nach den Rechte'

vonschriften der Verbandsländer zugelaesenen verechiedenen

Arten gewerblicher Patente, wie Einführungspatente, Ver-

beseerungsp atente, Zueatzpaten te, Zuealzbescheinigungen usrv.

Artikel 2

IInländerbehandlung für Angehörige der Verbandeländer]

(1) Die Angehörigen eines jeden der Verbandsländer ge-

niessen in allen übrigen Ländern des Verhandes in bezug auf

den Schutz des gewerblichen Eigentums die Vorteile, welche

die betreffenden Gosetze den eigenen Staatsangehörigen ge'

genwärtig gewähren oder in Zukunft gewähren werden, und

zwar unbeschadet der durch diese Übereinkunft besondere

vorgosehenen Rechte. Demgemäss haben eie den gleichen

r) Die Artikel eind mit Übcrgchriften vereehen worden, um die Be'
nutzung dee Textes zu erleichtern. Der unterzeichnete Vcrtragttext ent-
hält keine Überechriften.
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Schutz wie diese und die gleichen Rechtabehelfe gegen jeden

Eingriff in ihre Rechte, vorbehaltlich der Erfüllung der Be'
dingungen und Förmlichkeiten, die den eigenen Staatoange'

hörigen auferlegt werden.

(2) Jedoch darf der Genuse irgendeines Rechte det ge'

werblichen Eigentume für die Yerbandsangehörigen keinee'

fal,le von der Bedingung abhängig gemacht werden' daes sie

einen 'Wohneitz oder eine Niederlaeaung in dem Land haben,

in dem der Schutz beansprucht wird.
(3) Ausdrücklich bleiben vorbehalten die Rechtevorschrif'

ten jedes der Verbandeländer über dat gerichtliche und das

Verwaltungsverfahren und die Zuotändigkeit eowie über die
'Wahl des 'lfiohneitzes oder die Beetellung einee Vertreters,

die etwa nach den Geeetzen iiber dae gewerbliche Eigentum

erforderlich aind.

Artikel 3

[Gleichetellunt SewieecrrPononen8igiä mit dcn Angehörigen

Den Angehörigen der Verbandsländer sind gleichgestellt

die Angehörigen der dem Verband nicht angehörenden Län'
der, die im Hoheitagebiet eines Verbandslandes ihren \[ohn'
aitz oder tatsächliche und nicht nur zum Schein bestehende

gewerbliche oder Handelsniederlaesungen haben.

Artikel 4

fA.-[. Patente, Gebrauchsmurter, geuerbliche lluter unil lüodelle, Marhen,
Erlinilerscheine: Prioritäterccht. - G. Palente: Teilung de,r Anmeldung]

A. 
- 

(1) Ver in einem der Verbandgländer die An'
meldung für ein Erfindungepatent, ein Gebrauchemuster, ein

gewerbliches Mueter oder Modello eine Fabrik' oder Ilandels'
marke vorechriftsmämig hinterlegt hat, oder sein Rechtsnach'

folger geniesst für die Hinterlegung in den anderen Ländern
während der unten beetimmten Fristen ein Prioritätsrecht.

(2) Als prioritätsbegründend wird iede Hinterlegung an-

erkannt, der nach den innerstaatlichen Rechtgvorschriften
jedes Yerbandelandes oder nach den zwischen Verbandelän-



dern abgeechloesenen zwei- oder mehrseitigen Verträgen die
Bedeutung einer vorschriftsmässigen nationalen Hinterlegung
zukommt.

(3) Unter vorechriftemässiger nationaler Hinterlegung iet
jede Einterlegung zu verstehen, die zur Feetlegung dee Zeit-
punkts auereicht, an dem die Anmeldung in dem betreffenden
Land hinterlegt worden ist, wobei daa epätere Schickeal der
Anmeldung ohne Bedeutung iet.

B. 
- Demgemäee kann die spätere, jedoch vor Äblauf die-

eer Fristen in einem der anderen Verbandsländer bewirkte
Hinterlegung nicht unwirksam gemacht werden durch inzwi-
echen eingetretene Tatrachen, insbesondere dunch eine andere
Hinterlegung, durch die Veröffentlichung der Erfindung oder
deren Auaübung, durch das Feilbieten von Stücken des
Mrmters oder Modelle, durch den Gebrauch der Marke; diese
Tateachen können kein Recht Ihitter und kein pensönlichee
Begitzrecht begründen. Die Rechte, die von Dritten vor dem
Tag der emten, prioritätebegründenden Anmeldung erworben
worden eind, bleiben nach Maesgabe der innerstaatliehen
Rechtsvorechriften eines jeden Verbandglandes gewahrt.

C. 
- 

(l) Die oben erwähnten Prioritätsfrieten betragen
zwölf Monate für die Erfindungspatente und die Gebrauchs-
muoter und sechr Monate für die gewerblichen Muater oder
Modelle und für die Fabrik- oder Handelsmarken.

(2) Dieae Frigten laufen vom Zeitpunkt der Hinterlegung
der ersten Anmeldung an; der Tag der Hinterlegung wird
nicht in die Frist eingerechnet.

(3) Ist der letzte Tag der Friat in dem Land, in dem der
Schutz beansprucht wird, ein gesetzlicher Feiertag oder ein
Tag, an dem das Amt zur Entgegennahme von Anmeldungen
nicht geöffnet iet, eo erstreckt sich die Friet auf den nächst-
folgenden \fierktag.

( ) Ah erste Anmeldung, von denen Hinterlegungezeit-
punkt an die Prioritätsfriet läuft, wird auch eine jüngere An-
meldung angesehen, die denselben Gegenstand betrifft wie
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eine erBte ältere im Sinn dee Abeatzea (2) in demselben Ver-
bandeland eingereichte Anmeldung, sofern diese ältere An'
meldung bis zum Z,eitpunkt der Hinterlegung der jüngeren

Anmeldung zurückgezogen, fallengelaesen oder zurückgewie'
sen worden ist, und zwar bevor eie öffentlich ausgelegt wor'
den iet und ohne daes Rechte bestehen geblieben eind; eben'
eowenig darf diese ältere Anmeldung echon Grundlage für
die Inanspruchnahme dee Prioritäterechte gewes€n aein. Die

ä,ltere Anmel,dung kann in dietem Fall nicht mehr ale Grund'
Iage für die Inanspruchnahme des Prioritätsrechte dienen.

D. - 
(I) W'er die Priorität einer früheren Hinterlegung

in Anepruch nehmen will, muse eine Erklärung über den Zeit-
punkt und dag Land dieeer Hinterlegung abgeben. Jedes Land
bestimmt, bie wann die Brklärung spätestens abgegeben wer-
den muag.

(2) Diese Angaben eind in die Veröffentlichungen der zu'
ständigen Behörde, insbesondere in die Patenturkunden und
die zugehörigen Beechreibungen aufzunehmen.

(3) Die Yerbandeländer können von demienigeno der eine

Prioritäts,erklärung abgibt, wrlangen, daee er die frühere An-
meldung (Beschreibung, Zeichnungen uaw.) in Abschrift vor'
legt. Die Abechrift, die von der Behörde, die dieee Anmel'
dung empfangen hat, als übereinstimmend beacheinigt iot,
iet von jeder Beglaubigung befreit und kann auf alle Fälle
zu beliebiger Zeit innerhalb einer Friet von drei Monaten
nach der Hinterlegung der apäteren Anmeldung gebührenfrei
eingereicht werden. Es kann verlangt werden, dasg ihr eine

von dieser Behörde auagostel'lte Beacheinigung über den Zeit'
punkt der Hinterlegung und eine Übersetzung beigefügt wer'
den.

(4) Andere Förmlichkeiten für die Prioritätserklärung
dürfen bei der Ilinterlegung der Anmeldung nicht verlangt
werden. Jedes Verbandsland beetimmt die Folgen der Nicht'
beachtung der in dieeem Artikel vorgesehenen Förmlich-
keiten; jedoch dürfen dieee Folgen über den Verluet des

Prioritäterechts nicht hinausgehen.



(5) Später können weitere Nachweise verlangt werden.
\[er die Priorität einer früheren Aameldung in Anspruch

aimmt, iet verpflichtet, dae Aktenzeichen dieeer Anneldung
anzugeben; dieee Angabe iat nach Maeegabe dee Absatzee (2)
zu veröffentlichen.

E. - 
(1) Vird in einem Land ein gewerbliches Muster

oder Modell unter Inanspruchnahme eines auf die Anmeldung
einee Gebrauchsmuaters gegründeten Prioritätsrechts hinter-
legt, eo igt nur die für gewerbliche Mueter oder Modelle be-
atimmte Prioritätsfriet maesgebend.

(2) Im übrigen ist ee zuläeeig, in einem Land ein Ge-
brauchs.mugter unt€r Inanepruchnahme einea auf die Hinter-
legung einer Patentanmeldung gegründeten Prioritätarechte
zu hinterlegen und umgekehrt.

F. 
- 

Kein Yerbandeland darf deewegen die Anerkennung
einer Priorität verweigern oder eine Patentanmeldung zu-
rückweieen, weil der Anmelder mehrere Prioritäten in An-
apruch nimrrit, aelbot wenn eie aua verechiedenen Ländern
Btammen, oder deswegen, weil eine Anmeldung, für die eine
oder mehrere Prioril'äten beaneprucht werden, ein oder meh-
rere Merkmale enthält, die in der oder den Anmeldung€n,
deren Priorität beanispmcht worden iet, nicht enthalten
waren, sofern in beiden Fällen Erfindungeeinheit im Sinn dee

Landeagesetzes vorliegt.
Hingichtlich der Merkmale, die in der oder den Anmel-

dungen, deren Priorität in Anspruch genommen ryorden ist,
nicht entha'lten eind, lässt die jüngere Anmeldung ein Priori-
tätgrecht unter den allgemeinen Bedingungen eatstehen.

G. 
- 

(l) Ergibt die Prü'fung, daae eine Patentanmeldung
nicht einheitlich ist, so kann der Anmelder die Anmeldung
in eine Anzahl von Teilanmeldungen teilen, wobei ihm für
jede Teilanmeldung als Anmeldezeitpunkt der Zeitpunkt der
ursprünglichen Anmeldung und gegebenenfalls das Prioritäte-
vorrecht erhalten bleiben.
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(2) Der Anmelder kann auch von sich aus die Patent-

anmeldung teilen, wobei ihm für jede Teilanmeldung als An'
meldezeitpunkt der Zeitpunkt der ursprünglichen Anmeldung
und gegebenenfallg das Prioritätsvorrecht erhalten bleiben.

Jedem Verbandsl'and ateht es frei, die Bedingungen festzu'

legen, unter denen diese Teilung zugelassen wird.

H. - 
Die Priorität kann nicht deshalb verweigert werdeno

weil bestimmte Merkmale der Erfindung, für welche die

Priorität beansprucht wird, nicht in den in der Patentanmel-

dung des Ursprungslandes aufgestellten Patentan'sprüchen

enthalten sind, sofern nur die Gesamtheit der Anmeldungs-

unterlagen diese Merkmale deutlich offenbart.

I.- (l) Anmeldungen für Erfinderscheine, die in einem

Land eingereicht werden, in dem die Anmelder das Recht

haben, nach ihrer Vahl entweder ein Patent oder einen Er-

finderachein zu verlangen, begründen das in diesem Artikel
vorgesehene Prioritätsrecht unter den gleichen Voraussetzun-

gen und mit den gleichen Wirkungen wie Patentanmeldungen.

(2) In einem Land, in dem die Anmelder das Recht haben,

nach ihrer Vahl entweder ein Patent oder einen Erfinder'
schein zu verlangen, geniesst der Anmelder eineg Erfinder'
scheins das auf eine Patent', Gebrauch§mu§ter- oder Erfinder'
scheinanmeldung gegründete Prioritätsrecht nach den für
'Patentanmeldungen geltenden Bestimmungen dieses Artikels'

Artikel 4bi'

lPatente: Unabhängigkeit der für dieselbe Erfindung in verschiedenen
Ländern erlangten Patente]

(f) Die in den verschiedenen Verbandsländern von Ver-

bandsangehörigen angemeldeten Patente sind unabhängig von

den Patenten, die für dieselbe Erfindung in anderen Ländern
erlangt worden sind, mögen diese Länder dem Verband an'

gehören oder nicht.

(2) Diese Bestimmung ist ohne jede Einschränkung zu

veFstehen, insbesondere in dem Sinn, dass die während der



Prioritätsfrist angemeldeten Patente sowohl hinsich,tlich der
Gründe der Nichtigkeit und des Verfalls als auch hingichtlich
der gesetzmässigen Dauer unabhängig sind.

(3) Sie findet auf alle im Zeitpunkt ihres Inkrafttretene
bestehenden Patente Anwendung.

(a) Für den Fall des Beitritts neuer Länder wird es mit
den im Zeitpunkt des Beitritts auf beiden Seiten begtehenden
Patenten ebeneo gehalten.

(5) Die mit Prioritätsvorrecht erlangten Patente geniessen
in den einzelnen Verbandeländern die gleiche Schutzdauer,
wie wenn sie ohne das Prioritätsvorrecht angemeldet oder
erteilt worden wären.

Artikel 4t""
fPatente: Erfindernennung im Patent]

Der Erfinder hat das Recht, als solcher im Patent genannt
zu werden.

Artikel 4q"'t"'
lPatente: Patentierbarkeit im Falle innerstaatlicher

Ve rtri ebsb esch ränkun ge n]

Die Erteilung eines Patents kann nicht deshalb verweigert
und ein Patent kann nicht deshalb für ungültig erklärt wer-
den, weil der Vertrieb des patentierten Erzeugnisees oder des

Erzeugnisses, das das Ergebnis eines patentierten Yerfahrene
ist, Boschränkungen oder Begrenzungen durch die innersta&t.
lichen Rechtsvorschriften unterworfen ist.

Artikel 5
lA. Putente: Einfuhr von Gegenetänden, unterlaesene oder ungenügende
Ausübung, Zwangslizenzen. - B. Gewerbliche Muster und Moilelle: lJntcr-
lassene Ausübung, Einfuhr von Gegenetänden. - C. Marhen: Unterlasaener
Gebrauch, Gebrauch in abweichender Form, Gebrauch durch Mitinhaber. -
D. Patente, Gebrauchsmuster, lllarken, gewerbliche Muster und Moilelle:

Nichterforderlichkeit von Schutzvermerken]

A. 
- 

(l) Die durch den Patenrinhaber bewirkte Einfuhr
von Gegenständen, die in dem einen oder anderen Verbande-
land hergestellt worden sind, in das Land, in dem das Patent
erteilt worden ist, hat den Verfall des Patents nicht zur Folge.
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(2) Jedem der Verbandsländer steht es frei, gosetzliche

Massnahmen zu treffen, welche die Gewährung von Zwange-
lizenzen vorsehen, um Missbräuche zu verhüten, die sich aus

der Ausübung des durch das Patent verliehenen ausschliess-

lichen Rechts ergeben könnten, zum Beispiel infolge unter-
laesener Ausübung.

(3) Der Yerfall des Patents kann nur dann vorgesehen

werden, wenn die Gewährung von Zwangslizenzen zur Ver-
hütung dieser Missbräuche nicht ausreichen würde. Yor Ab-
lauf von zwei Jahren seit Gewährung der ersten Zwangalizenz
kann kein Yerfahren auf Yerfall oder Zurücknahme eines

Patents eingeleitet werden.

(4) Wegen unterlaesener oder ungenügender Ausübung
darf eine Zwangslizenz nicht vor Ablauf einer Frist von vier
Jahren nach der Hinterlegung der Patentanmeldung oder von
drei Jahren nach der Patenterteilung verlangt werdeno wobei
die Frist, die zuletzt abläuft, massgebend ist; sie wird versagt.
wenn der Patentinhaber seine Untätigkeit mit berechtigten
Gründen entschuldigt. Eine solche Zwangslizenz ist nicht
ausschliesslich und kann, auch in der Form der Gewährung
einer Unterlizenz, nur mit dem Teil des Unternehmens oder
des Geschäftsbetriebs iibertragen werden, der mit ihrer Aus-

wertung befasst ist.

(5) Die vorstehenden Bestimmungen finden unter Vorbe-
halt der notwendigen Anderungen auch auf Gebrauchsmuster
Anwendung.

B. - Der Schutz gewerblicher Muster und Modelle darf
rvegen unterlassener Ausübung oder wegen der Einfuhr von
Gegenständen, die mit den geschützten übereinstimmen, in
keiner Weise durch Verfall beeinträchtigt werden.

C. - 
(l) Ist in einem Land der Gebrauch der eingetra-

genen Marke vorgeschrieben. so darf die Eintragrrng erst
nach Ablauf einer angemessenen Frist und nur dann für un-
gültig erklärt werdeno wenn der Beteiligte seine Untätigkeit
nicht rechtfertigt.
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(2) Vird eine Fabrik- oder Handelemarke vom Inhaber
in einer Form gebraucht, die von der Eintragung in einem
der Verbandsländer nur in Beetandteilen abweicht, ohne daes
dadurch die Unterrcheidungskraft der Marke beeinfluset wird,
so soll dieser Gebrauch die Ungültigkeit der Eintragung nicht
nach sich ziehen und den der Marke gewährten Schutz nicht
schmälern.

(3) Der gleichzeitige Gebrauch derselben Marke auf glei-
chen oder gleichartigen Erzeugniesen durch 6ewerbliche oder
Handeleniederlaesungen, die nach den Bestitnmungen des Ge-
setzes de6 Landes, in dem der Schutz beaneprucht wird, als
Mitinhaber der Marke angesehen werden, steht der Eintragung
der Marke nicht entgegen und schmälert nicht den der ge-

nannten Marke in einem Verbandeland gewährten Schutz, so-

fern dieser Gebrauch nicht eine Irreführung des Publikums
zur Folge hat und dem öffentlichen Interes€e nicht zuwider.
läuft.

D. - Für die Anerkennung des Rechte ist die Anbringung
einos Zeichens oder Vermerke über das Patent, das Gebrauchs.
muster, die Eintragung der Fabrik- oder Handelsmarke oder
die Hinterlegung des gewerblichen Mustera oder Modells auf
dem Erzeugnie nicht erforderlich.

Artikel Sbi"

lAll.e gewerblichen Schutzrechre: Nachfriet für die Zahlung von Aufrecht-
erhaltungsgebühren. - Parente: Wiederherrtellung]

(I) Für die Zahlung der zur Aufrechterhaltung der ge-

werblichen Schutzrechte vorgesehenen Gebühren wird eine
Nachfri,st von mindestens sechs Monaten gewährt, und zwar
gegen Entrichtung einer Zuschlagsgebühr, sofern die inner-
staatlichen Rechtsvorschriften eine solche auferlegen.

(2) Den Verbandsländern
stellung der mangels Zahlung
tente vorzusehen.

t2

steht es frei, die Wiederher-
von Gebühren verfallenen Pa-



Artikel 5'"'

lP at e n t e : F re ie E i n f uhr "." ä"J""":niläIjteln 
e ia seb autcn p a tcnt i e rte n

In keinem der Verbandsländer wird als Eingriff in die

Rechtp des Patentinhabers angesehen:

I. der an Bord von Schiffen der anderen Verbandeländer

stattfindende Gebrauch patentierter Einrichtungen im
Schiff,skörper, in den Maschinen, im Takelwerk, in den

Geräten und sonstigem Zubehör' wenn die Schiffe vor-

übergehend oder zufällig in die Gewässer des Landes ge-

langen, vorausgesetzt, das's diese Einrichtungen dort aus'

schliesslich für die Bedürfnisse des Schiffes verwendet

werd,en;

2. der Gebrauch patentierter Einrichtungen in der Bau-

ausführtrng oder für den Betrieb der Luft' oder Land'
fahrzeuge der anderen Yerbandsländer oder des Zube'
hörs solcher Fahrzeuge. wenn diese vorübergehend oder

zufällig in dieses Land gelangen.

Artikel Sq""t""

lPatente: Einfuhr von ErzeuEnieeelffii:}i, dee Heretellunssverfahrens

Wird ein Erzeugnis in ein Verbandsland eingeführt, in
dem ein Patent zum Schutz eines Verfahrens zur Henstellung

dieses Erzeugnisses besteht, so hat der Patentinhaber hin'
sichtlich des eingeführten Erzeugnisses alle Rechte, die ihm

die Rechtsvorschriften des Einfuhrlandes auf Grund des Ver'
fahrenspatents hinsichtlich der im Land selbst hergestellten

Erzeugnisse gewähren.

Artikel §{uinQuies

lGewerbliche Muster und Modellef

Die gewerblichen Muster und Modelle werden in allen
Verbandsländern ge,schützt.
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Artikel 6
lMarken: Eintragungebedingungen - Unabhängigkeit der in verschiedenen,

Ländern geschützten identischen Marken]

(f ) Die Bedingungen für die Hinterlegung und Eintragung
von Fabrik- oder Handelsmarken werden in jedem Land durch
die innerstaatlichen Rechtsvorschriften bestimmt.

(2) Jedoch darf eine durch einen Angehörigen eines Yer-
bandslandes in irgendeinem Verbandsland hinterlegte Marke
nicht deshalb zurückgewiesen oder für ungültig erklärt wer-
den, weil sie im Ursprungsland nicht hinterlegt, eingetragen
oder erneuert worden ist,

(3) Eine in einem Verbandsland vorschriftsmässig ein-
getragene Marke wird als unabhängig angesehen von den in
anderen Verbandsländern einschliesslich des Ursprungslandes
eingetragenen Marken,

Artikel 6bi'
I Marken: Notorisch bekannte Marken]

(f) Die Yerbandsländer verpflichten sich, von Amts we-
gen, wenn dies die Rechtsvorschriften des Landes zulassen,
oder auf Antrag des Beteiligten die Eintragung einer Fabrik-
oder Handelsmarke zurückzuweisen oder für ungültig zu er-
klären und den Gebrauch der Marke zu untersagen, wenn sie
eine verwechslungsfähige Abbildung, Nachahmung oder über-
setzung einer anderen Marke darstellt, von der es nach An-
sicht der zuständigen Behörde des Landes der Eintragung
oder des Gebrauchs dort notoriseh feststeht, dass s,i,e bereite
einer zu den Yergünstigungen dioser Übereinkunft zugelasse-
nen Person gehört und fiir gleiche oder gleichartige Erzeug-
nisse benutzt wird. Das gleiche gilt, wenn der wesentliche
Bestandteil der Marke die Abbildung einer solchen notorisch
bekannten Marke oder eine mit ihr verwechslungsfähige Nach.
ahmung darstellt.

(2) Für den Antrag auf Löschung einer solchen Marke ist
eine Frist von mindestens fünf Jahren vom Tag der Ein-
tragung an zu gewähren. Den Verbandsländern steht es frei,
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eine Fri,st zu bestimmen, innerhalb welcher der Anspruch auf
Untersagung des Gebrauchs geltend zu machen ist.

(3) Gegenüber bösgläubig erwirkten Eintragungen oder
bösgläubig vorgenommenen Benutzungshandlungen ist der
Antrag auf Löschung dieser Marken oder auf Untersagung
ihree Gebrauchs an keine Friet gebunden.

Artikel 6t".
fMarken: Verbot der Eintragung und dee Gebrauchs von Hoheirszeichen,

amtlichen Prüf- und Gewährzeichen und von Kennzeichen
zwischenstaatlicher Organisationen]

(L) ") Die Verbandsländer kommen überein, die Eintra.
gung der Vappen, Flaggen und anderen staatlichen Hoheits-
zeichen der Verbandsländer, der von ihnen eingeführten amt-
lichen Prüf- und Gewährzeichen und .stempel sowie jeder
Nachahmung im heraldischen Sinn als Fabrik- oder Handels-
marken oder als Bestandteile solcher zurückzuwei,sen oder
für ungültig zu erklären sowie den Gebrauch di.eser Zeichen
durch geeignete Massnahmen zu verbieten, sofern die zu-
ständigen Stellen den Gebrauch nicht erlaubt haben.

b) Die Bestimmungen unter Buchstabe a/ aind ebenso auf
die Wappen, Flaggen und anderen Kennzeichen, Sigel oder
Bezeichnungen der internationalen zwiechenstaatlichen Or.
ganisationen anzuwenden, denen ein oder mehrere Verbands.
länder angehören; ausgenommen sind die Vappen, Flaggen
und anderen Kennzeichen, Sigel oder Beze.ichnungen, die be.
reits Gegenstand von in Kraft befindlichen internationalen
Abkommen sind, die ihren Schutz gewährleisten.

c/ Kein Yerbandsland ist gehalten, die Bostimmungen
unter Buchstabe ä/ zum Nachteil der Inhaber von Recht.en
anzuwenden, die gutgläubig vor dem Inkrafttreten dieser
Übereinkunft in diesem Land erworben worden sind. Die Ver.
bandsländer sind nicht gehalten, diege Bestimmungen anzu-
wenden, falls die Benutzung oder Eintragung gemäss Buch-
stabe a,) nicht geeignet ist, beim Publikum den Eindruck einer
Yerbindung zwischen der betreffenden Organisation und den
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\[appen, Flaggen, Kennzeichen, Sigeln oder Bezeichnungen

hervorzurufen, oder falls die Benutzung oder Eintragung
offenbar nicht geeignet ist, das Publikum über dae Beetehen

einer Verbindung zwischen dem Benutzer und der Organisa'

tion irrezuführen.

(2) Das Verbot der amtlichen Prüf- und Gewährzeichen

und -stempel findet nur dann Anwendung, wenn die Marken
mit diesen Zeichen für gleiche oder gleichartige Varen be'
stimmt sind.

(3\ ") Für die Anwendung dieser Bestimmungen kommen

die Verbandsländer iiberein, durch Vermittlung des Inter'
nationalen Büros ein Yerzeichnis der staatlichen Hoheits'
zeichen und amtlichen Prüf- und Gewährzeichen und'stempel
auszutauschen, die sie jetzt oder in Zukunft unumschränkt
oder in gewisseq Grenzen unter den Schutz dieses Artikele
zu stellen wünschen; dies gilt auch für alle späteren Anderun'
gen dieses Verzeichnisses. Jedes Verbandsland soll die notifi'
zierten Verzeichnisse rechtzeitig öffentlich zugänglich machen.

Diese Notifikation ist jedoch für Staatsflaggen nicht er-

forderlich.
ä) Die Bostimmungen dee Absatzes (I) Buchatabe ä/ sind

nur auf die 'Wappen, Flaggen und anderen Kennzeichen, Sigel

und Bezeichnungen der internationalen zwiechenstaatlichen

Organi,sationen anwendbar, die diese durch Vermittlung des

Internationalen Büros den Verbandsländern mitgeteilt haben.

(4) Jedes Verbandsland kann innerhalb einer'Frist von

zwölf Monaten nach dem Eingang der Notifikation §eine et-

waigen Einwendungen durch das Internationale Büro dem be'

treffenden Land oder der betr'effenden internationalen zwi'
schenstaatlichen Organ'isation übermitteln.

(5) Hinsichtlich der Staat's{laggen finden die in Absatz (I)
vorgesehenen Massnahmen nur auf Marken Anwendung, die

nach dem 6. November L925 eingetragen worden 'sind.

(6) Hinsichtlich der staatlichen Hoheitezeichen - 
mit Aus'

nahme der Flaggen - 
und der amtlichen Zeichen und Stempel
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der Yerbandsländer und hineichtlich der 'Wappen, Flaggen
und anderen Kennzeichen, Sigel oder Bezeichnungen der
internationalen zwischenstaatlichen Organiaationen sind diese
Bestimmungen nur auf Marken anwendbar, die epäter als zwei
Monate nach dem Eingang der in Abeatz (3) vorgeeehenen

Notifikation eingetragen worden aind.

(7) Den Ländern steht ea frei, bei Bösgläubigkeit auch
eolche Marken zu löschen, die vor dem 6. No'nember 1925 ein-
getragen worden eind und gtaatliche Hoheitazeichen, Zeichen
und Stempel enthalten.

(8) Die Angehörigen einea jeden Landee, die zum Ge-

brauch der staatl'ichen Hoheitezeicheno Zeichen und Stempel
ihres Landes ermächtigt sind, dürfen oie auch dann benutzen,
wenn sie denen eines anderen Landes ähnlich sind.

(9) Die Verbandsländer verpflichten eieh, den unbefugten
Gebrauch der Staatewappen der anderen Verbandsländer im
Handel zu verbieten, wenn dieeer Gebrauch zur Irreführung
über den Ursprung der Erzeugniese geeignet iet.

(10) Die vorhergehenden Bestimmungen hindern die Län-
der nicht an der Ausübung der Befugnit, gemäss Artikel
fsuineuicr Buchstabe B Nummer 3 Marken zurückzuweieen
oder für ungültig zu erklären, die ohne Ermächtigung'Wap-
pen, Flaggen und andere etaatliehe Ifoheitszeichen oder in
einem Verband,eland eingeführte amtliche Zeichen und Stem-

pel enthalten; dies gilt auch für die in Absatz (1) genannten
untergcheidungskräftigen Zeichen der internationalen zwi-
scheneteatliehen Organisationen.

Artikel 6s"'t"'

llll ar k en : Übe.rtra gun g]

(f) Iet nach den Rechtevorschriften einee Yerbandeland€§
die Übertragung einer Marke nur rechtagültig, wenn gleich-
zeitig das Unternehmen od,er der Geschäftsbetrieb, zu dem die
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Marke gehört, mit übergeht, so genügt eE zur Rechtsgültig.
keit der Übertragung, dass der in dieeem Land befindliche Teil
des Unternehmens oder Geechäftebetriebes mit dem aus-
schl.iese,lichen Recht, die mit der übertragenen Marke ver-
eehenen Erzeugnisse dort herzustellen oder zu verkaufen, auf
den Erwerber übergeht.

(2) Diese Bestimmung verpflichtet die Verbandsländer
nicht, die Übertragung einer Marke als rechtsgültig anzueehen,
deren Gebrauch durch den Erwerber tatsächlich geeignet wäreo
das Publikum irrezuführen, insberondere wag dio Herkunft,
die Beschaffenheit oder die wesentlichen Eigenschaften der
Erzeugnisse betrifft, für welche die Marke verwendet wird.

Artikel feuin{uier

lÜarken: Zulaeeung der in einem Verbandsland eingetragenen Marke zum
Schutz in den anderen Verbandsländern (« telle quelle-Klauscl r)]

A.- (I) Jede im Ureprungsland vorechriftsmäseig einge-
tragene Fabrik- oder Handelsmarke soll ro, wie sie ist, unter
den Vorbehalten dieses Artikel,s in den anderen Verbands-
ländern zur Hinterlegung zugelassen und geschützt werden.
Diese Länder können vor der endgültigen Eintragung die
Vorlage einer von der zuständigen Behörde ausgestellten Be-
scheinigung über die Eintragung im Ursprunpland verlanten.
Eine Beglaubigung dieser Bescheinung ist nicht erforderlich.

(2) Als Ursprungsland wird dae Verbandsland angesehen,

in dem der Hinterleger eine tatsächliche und nicht nur zum
Schein bestehende gewerblich,e oder Handelsniederlassung
hat, und, rrenn er eine solche Niederlassung innerhalb des

Verbandes nicht hat, das Verbandsland, in dem er ,seinen

Vohnsitz hat, und, wenn er keinen Wohnsitz innerhalb des

Yerbandes hat, das .Land seiner Staatsangehörigkeit, sofern
er Angehöriger eines Yerbandslandes ist.

B. - Die Eintragung von Fabrik- oder Handelsmarken,
die unter diesen Artikel fallen, darf nur in folgenden Fällen
verweigert oder für ungültig erklärt werden:
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l. wenn die Marken geeignet eind, Rechte zu verletzen, die
von Dritten in dem Land erworben sind, in dem der
Schutz beansprucht wird;

2. wenn die Marken jeder Unterscheidungekraft entbehren
oder aueechlieeslich aus Zeichen oder Angaben zusam-

mentesetzt eind, die im Yerkehr zur Bezeichnung der
Art, der Beschaffenheit, der Mengeo der Beetimmung, dee

\[ertes, des Ursprungaortes der Erzeugnisse oder der Zeit
der Erzeugung dienen Lönnen, oder die im allgem,einen

Sprachgebrauch oder in den redliehen und ständigen
Verkehrsgepflogenheiten ded Landes. in dem der Schutz

beansprucht wird, üblich sind;

3. wenn die Marken gegen die guten Sitten oder die öffent-
liche Ordnung verstossen, insbesondere wenn sie geeig-

net sind, das Puhlikum zu täuschen. Es besteht Einver-
ständnis darüber" dass eine Marke nicht schon deshalb

als gegen die öffentliche Ordnung verstossend angeeehen

werden kann, weil sie einer Vo'nschrift des Markenrechts
nicht entspricht, es sei denn, dass diese Bestimmung
eelbct die öffentliche Ordnung betrifft.

Die Anwendung des Artikels l0bto bleibt jedoch vorbehal-
ten.

C. - 
(l) Bei der Vürdigung der Schutzfähigkeit der

Marke eind alle Tatumatände zu beriicksichtigen, insbesondere

die Dauer des Gebrauchs der Marke.

(2) In den anderen Verbandsländern dürfen Fabrik- od,er

Ilandelsmarken nicht allein deehalb zurückgewiesen werden,
weil sie von den im Ursprungeland geschützten Marken nur
in Bestandteilen abweichen, die gegenüber der im Ursprunge-
land eingetragenen Form die fTnterscheidungskraft der Mar-
ken nicht beeinfluagen und ihre Identität nicht berühren.

D. 
- 

Niemand kann sich auf die Bestimmungen diesee

Artikels berufen, wenn die Marke, fiir die er den Schutz be-

ansprucht, im Ursprungsland nicht eingetragen ist.
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E. - Jedoch bringt die Erneuerung der Eintragung einer
Marke im Ursprunpland keinesfalls die Verpflichtung mit
sich, die Eintragung auch in den anderen Verbandeländern
zu erneuern, in denen die Marke eingetragen worden ist.

F. - Das Prioritätsvorrecht bleibt bei den innerhalb der
Frist des Artikele 4 vorgenommenen Markenhinterlegungen
gewahrt, selbst wenn die Marke im Ureprungsland erst nach

Ablauf dieeer Friet eingeragen wird.

Artikel 6.cric.

fM arken : Dienetleistungemarken]

Die Verband,eländer verpflichten sich. die Dienstleistungs-
marken zu echützen. Sie sind nicht gehalten, die Eintragung
dieser Marken vorzusehen.

Artikel 6!cpric!

lhlarken: Eintragung auf den Namen dee Agentcn oder Vertretere ohne
Zuatimmung deo Markeninhabera]

(l) Beantragt der Agent oder der Yertreter dessen, der

in einem der Yerbandeländer Inhaber einer Marke iet, ohne

deggen Zustimmung die Eintragung dieser Marke auf seinen

eigenen Namen in einem oder mehreren die'ser Länder, eo ist
der Inhaber berechtigto der beantragten Eintragung zu wider-
sprechen oder die Löschung oder, wenn da's Gesetz des Lan'
des es zulä,sst, die Übertragung dieser Eintragung zu eeinen

Gunsten zu verlangeno es Bei denn, daes der Agent oder Ver'
treter seine Handlungsweise rechtfertigt.

(2) Der Inhaber der Marke igt unter den Voraussetzungen
des Absatzes (1) berechtigt, sich dem Gebrauch seiner Marke
durch seinen Agenten od'er Yertreter zu wid'ersetzen, wenn
er diesen Gebrauch nicht gestattet hat.

(3) Den Landesgesetzgebungen ,steht es frei, eine ange-

messene Friet zu bestimmen, innerhalb welcher der Inhaber
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einer Marke seine in diesem Artikel vorgesehenen Rechte

geltend maehen muss.

Artikel 7

nilI arken : Eintragung 
;1S"1::H,".tj.i"r 

u," Beschef f enheit

Die Beschaffenheit dea Erzeugnissea, auf dem die Fabrik'

oder Handel,smarke angebracht werden eoll, darf keineefalle

die Eintragung der Marke hindern.

Artikel 7bi'

füarhen : Yerbandsmarken]

(l) Die Yerbandeländer verpflichten'aich, Verband'smar'

ken, die Verbänden gehören, deren Bestehen dem Geeetz des

Ursprungelandes nicht zuwiderläuft, auch dann zur Hinter'
legung zuzulagsen und zu schützen, wenn dieee Yerbände eine

gewerbliche oder Handeteniederlassung nicht betitzen.

(2) Es ,steht jedem Land zu, frei darüber zu bestimm'en,

unter welchen besonderen Bedingungen eine Yerbandsmarke

geschützt wird; es kann den Schutz verweigern, wenn diese

Marke gegen das öffentliche Interesse verstö§6t.

(3) Jedoch darf der Schutz dieser Marken einem Verband,

dessen Bestehen dem Geeetz dee Ureprungslandee nicht zu'

widerläuft, nicht deshalb verweigert werdeno w'eil er in dem

Land, in dem der Schutz nachgesucht wird, keine Nieder-

lassung hat oder seine Gründung den Rechtevorschriften die'

ees Landes nicht entspricht.

Artikel B

fHandelsnamen)

Der Handel'sname wird in allen Yerbandeländern' ohne

Yerpflichtung zrrr Hinterlegung oder Eintragung, geschützt,

gleichgültig ob er einen Bestandteil einer Fabrik' oder Han'

delsmarke bildet oder nicht.
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Artikel 9
l\ar!.en, Handelsnamen: Beschlagnahme des mit einer Marke oder einem
Handelsnamen widerrechtlich veieehenen Erzeugnieeee bei der Eini"hij

(l) Jedes widerrechtlich mit einer Fabrik- oder Hand,els-
marke oder mit einem Handelsnamen versehene Erzeugnis ist

"bei der Einfuhr in diejenigen Verbandsländer, in denen diese
Marke oder dieeer Handelsname Anspruch auf gesetzlichen
Schutz hat, zu boschlagnahmen.

(2) Die Beechlagnahme ist auch in dem Land vorzuneh-
men, in dem die widerrechtliche Anbringung stattgefunden
hat, oder in dem Land, in dae das Erzeugnis eingeführt wor-
den ist.

(3) Die Beschlagnahme erfolgt gemäss den innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften jedes Landes auf Antrag entweder
der Staatsanwalt,schaft oder jeder ander,en zu,ständigen Be-
hörde oder einer beteiligten Partei, sei diese eine natürliche
oder eine juristische Person.

(4) Die Behörden sind nicht gehalten, die Beschlagnahme
irn Fall der Durchfuhr zu bewirken.

(5) Lassen die Rechtsvorschriften eines Landes die Be.
schlagnahme bei der Einfuhr nicht zrr, so tritt an die Stelle
der Beschlagnahme das Einfuhrverbot oder die Beschlag-
nahme im Inland.

(6) Lassen die Rechtsvorschriften eines Landes weder die
Beschlagnahme bei der Einfuhr noch das Einfuhrverbot noch
die Beschlagnahme im Inland zu, §o treten an die Stelle die-
ser Maesnahmen bis zu einer entsprechenden Anderung der
Rechtsvonschriften diejenigen Klagen und Rechtsbehelfe, die
das Gesetz dieses Lande,s im gleichen Fall den eigenen Staatg.
angehörigen gewährt.

Artikel l0
lHerkunltsangaben,. Beschlagnahme des mit einer falechen Herkunfts-

angabe versehenen Erzeugnisses bei der Einfuhr]

(f) Die Bestimmungen des Artikels 9 sind im Fall des un-
mittelbaren oder mittelbaren Gebrauchs einer falechen An-
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gabe über die Herkunft des Erzeugnisses oder über die Iden-
tität des Erzeugers, Herstellers oder Händlens anwendbar.

(2) Als beteiligte Partei, mag sie eine natürliche oder ju'
ristische Person ,seinr ist jedenfaltrs jeder Erzeuger, Hersteller
oder Händler anzuerkennen, der sich mit der Erzeugung oder
Henstollung des Erzeugnisses befaeet oder mit ihm handelt
und in dem fälschlich als Herkunfteort bezeichneten Ort oder
in der Gegend, in der dieser Ort liegt, oder in dem fälsclflich
bezeichneten Land oder in dem Land, in dem die falsche
Herkunftsangabe verwendet wird, seine Niederlaesung hat.

Artikel 10bi"

lSchutz gegen unlauteren W ettbewerb)

(1) Die Yerbandsländer eind gehalten, den Verbandoange-

hörigen einen wirksamen Schutz gegern unläuteren 'Wettbe-

werb zu sichern.

(2) Unlauterer Wettbewerb ist jede Wettbewerbshand'
lung, die den anständigen Gepflogenheiten in Gewerbe oder

Handel zuwiderläuft.

(3) Insbesondere sind zu untersagen:

L alle Handlungen, die geeignet sind, auf irgendeine \feiee
eine Verwechslung mit der Niederlassung, den Erzeug'

niseen oder der gewerblichen oder kaufmännischen Tätig'
keit eines Vettbewerbers hervorzurufen;

2. die fal,schen Behauptungen im geschäftlichen Verkehr,
die geeignet sind, den Ruf der Niederlarssung' der Er'
zeugnisse oder der gewerblichen oder kaufmännischen
Tätigkeit eines Wettbewerbers herabzusetzen;

3. Angaben oder Behaupttrngen, deren Verwendung im ge'

schäftlichen Verkehr geeignet ist, das Publikum über die

Beschaffenheit, die Art der Henstellung, die wesentlichen
Eigenschaften, die Brauchbarkeit oder die lVlenge der
'Waren irrezuführen.
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Artikel l0t"'
lM arken, H and elsname n, H er kunl tsangab en, S chut z g e ge n unlaut e r e n'Wettbewerb: Rechtebehelfe - Ktagerccht von Veieinigungen]

(f) Um alle in den Artikeln 9, l0 pnd ]Sbio bezeichneten
Handlungen wirksam zu unterdrücken, verpflichten sich die
Verbandsländero den Angehörigen der anderen Verbands-
Iänder geeignete Rechtsbehelfe zu sichern.

(2) Sie verpflichten sich ausserdem, Massnahmen zu tref-
fen, um den Verbänden und Vereinigungen, welche die be.
teiligten Gewerbetreibenden, Erzeuger oder Händler vertre-
ten und deren Bestehen dcn Gesetzen ihres Lande,s nicht zu-
widerläuft, das Auftreten vor Gericht oder vor den Verwal-
trrngsbehörden zum Zweck der Unterdrückung der in den
Artikeln 9, l0 untl f0l'i" bezeichneten Handlungen in dem
Mass zu ermöglichen. wie es das Gesetz des Landes, in dem
der Schutz beaneprucht wird, den Verbänden und Vereinigun-
gen dieees Landes gestattet.

Artikel ll
fPatentlöhige Ertindungen, Gebrauchsmuster, gewerbliche Muster unil

Motlelle, Marken: Zeitweiliger Schutz im Zusammenhang
mit internationalen Ausstellungen]

(l) Die Verbandsländer werden nach Masagabe ihrer in-
nerstaatlichen Rechtsvorschriften den patentfähigen Erfin-
dungen, den Gebrauchsmustern, den gewerblichen Mugte,rn
oder Modellen sowie den Fabrik- oder Handelsmarken für
Brzeugnis,se. die in einem Verbandsland auf den amtlichen
oder amtlich anerkannten internationalen Ausstellungen zur
Schau gestellt werden. einen zeitweiligen Sehutz gewähren.

(2) Dieser zeitweilige Schutz verlängert die Fristen des
Artikels 4 nicht. Wird spiiter das Prioritätsreeht beansprucht,
so kann die Behörde eines jerlen Landeo die Frist mit dem
Zeitpunkt beginnen lassen, zu dem das Erzeugnis in die Aus.
stellung eingebracht worden ist.

(3) Jedes Land kann zum Nachweirs der übereinstimmung
des auegeatellten Gegenstandes und des Zeitpunkts der Ein-
bringung die ihm notwendig erscheinenden Belege verlangen.
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Artikel 12

IBesonderes rtationales Amt für gewerbliches Eigentum]

(I) Jedes der Verbandsländer verpflichtet sich, ein beson'

deres Amt für gewerbliches Eigentum und eine Zentralhinter'
legungestelle einzurichten, um die Erfindungspatente, die

Gebrauchsmuster, die gewerblichen Muster oder Modelle und

die Fabrik- oder Handelsmarken der Öffentlichkeit zur Kennt'
nis zu bringen.

(2) Dieses Amt wird ein regelmässig erscheinendes amt'

liches Blatt herausgeben' Es wird regelmässig veröffentlichen:
a) die Namen der Inhaber der erteilten Patente mit einer

kurzen Bezeichnung der patentierten Erfindungen;
b) die Abbildungen der eingetragenen Marken.

Artikel 13

IVereammlung dee Yerbandes]

(L) ") Der Verband hat eine Versammlungo die eich aus

den durch die Artikel 13 bis I7 gebundenen Verbandsländern

zusammentetzt.
b)Die Regierung jedes Landes wird durch einen Delegier'

ten vertreten, der von Stel'lvertretern, Beratern und Sach-

verständigen unterstützt werden kann.

c) Die Kosten jeder Delegation werden von der Regierung

getragen, die sie entsandt hat.

(2) a) Die Veraammlung
i) behandelt alle Fragen betreffend die Erhaltung und die

Entwicklung des Verbandes sowie die Anwendung die'
'ser Übereinkunft;

ii) erteilt dem Internationalen Büro fiir geistiges Eigentum
(im folgenden al,s «das Internationale Büro, bezeich-

net), das in dem Übereinkommen zur Errichtung der

Weltorganisation für geistiges Eigentum (im folgenden

als odie Organisation, bezeichnet) vorgesehen ist, Wei'
sungen für die Yorbereitung der Revisionskonferenzen
unter gebührender Berücksichtigung der Stellungnahmen
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der Verbandeländer, die durch die Artikel lB bis lZ
nicht gebunden sind;

iii) prüft und billigt die Berichte und die Tätigkeit dee Ge.
neraldirektore der Organfuation betreffend den ver.
band und erteilt ihm alle zweckdienlichen Weieungen in
Fragen, die in die Zugtändigkeit des yerbandee fallen;

iv) wählt die Mitglieder dee Exekutivaueeehusees der ver-
sammlung;

v) prüft und billigt die Berichte und die Tätigkeit ihrea
Exekutivausechueses und erteilt ihm Weieungen;

vi) Iegt das Programm fest, beschliesst den Zweijahres-Haus-
haltsplan des Verbandes und billigt seine Rechnungsab-
schlüsse;

vii) beschliesst die Finanzvorschriften des Verbandes;
viii) bildet die Sachverständigenauaa,chüs,se und Arbeit,sgrup-

pen, die sie zur Yerwirklichung der Ziele dee Verbandeo
für zweckdienlich hält;

ix) bestimmt, welche Nichtmitgliedländer des Verbandee,
welche zwischenstaatlichen und welche internationalen
nichtstaatlichen Organisationen zu ihren Sitzungen ale
Beobaehter zugelass.en werden;

x) boschlieest Anderungen der Artikel 13 bis l?;
xi) nimmt jede andere Handlung vor, die zur Erreichung

der Ziele dee Verbandes geeignet ist;
xii) nimmt alle anderen Aufgaben wahr, die eich aus dieser

übereinkunft ergeben;
xiii) übt vorbehaltlich ihres Einvenständnisees die ihr durch

dae Übereinkommen zur Errichtung der Organisation
übertragenen Rechte aus.

b) über Fragen, die auch für andere von der Organisa.
tion verwaltete Verbände von Interesse sind, entscheidet die
Versammlung nach Anhörung des Koordinierungsausschusses
der Organisation.

(3) a/ Vorbehaltlich des Buchstaben b) kann ein Delegier-
ter nur ein Land vertreten,
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b,) Verbandsländer, die durch ein Sonderabkommen ein

gemeinsames Amt errichtet haben, das für jedes von ihnen
das besondere nationale Amt für gewerblichee Eigentum im
Sinn des Artikels 12 darstellt, können bei den Beratungen in
ihrer Gesamtheit durch eines von ihnen vertreten eein.

@) ") fedes Mitgliedland der Versammlung verfügt über

eine Stimme.
b) Die Häilfte der Mitgliedländer der Vereammlung bildet

das Quorum (die für die Beschlussfähigkeit erforderliche
Mindestzahl).

c,) Ungeachtet des Buchstaben ä/ kann die Versammlung

Beschlüsse fassen, wenn während einer Tagung die ZahI der

vertretenen Länder zwar weniger als die Hälfte, aber minde'
stens ein Drittel der Litgliedländer der Ye'rsammlung be'
trägt; jedoch werden diese Beschlüsse mit Ausnahme der Be'
schlüese über das Verfahren der Vensammlung nur dann

wirksam, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: Das

Internationale Büro teilt diese Beschläsge den Mitgliedländern
der Versammlung mit, die nicht vertreten waren, und lädt
sie ein, innerhalb einer Frist von drei Monaten vom Zeitpunkt
der Mitteilung an schriftlich ihre Stimme oder Stimmenthal-
tung bekanntzugeben. Entspricht nach Ablauf der Frigt die

Zahl der Länder, die auf dieee Weise ihre Stimme oder Stimm.
enthaltung bekanntgegeben haben, mindestens der Zahl der
Länder, die für die Erreichung des Quorum'e während der Ta-
gung gefehlt hatte, so werden die Beech,lüsse wirksam, sofern
gleichzeitig die erforderliche Mehrheit noch vorhanden ist.

d) Yorbehaltlich dee Artikels l7 Absatz (2) fasst die Ver-
sammlung ihre Beschlüese mit einer Mehrheit von zwei Drit'
teln der abgegebenen Stimmen.

e) Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe.

(5) ") Yorbehaltlich des Buchstaben b) kann ein Dele-
gierter nur im Nam'en eines Landes abstimmen.

b) Die in Absatz (3) Buchstahe b) bezeichneten Verbands-
länder gind bestrebt, sich bei den Tagungen der Versammlung
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in der Regol durch ihre eigenen Delegationen vertreten zu
laesen. Kann sich jedoch einee die.ser Länder aus aus§€r-
gewöhnlichen Gründen nicht durch seine eigene Delegation ver-
treten lassen, so kann ee die Delegation eines anderen dieser
Länder ermächtigen, in seinem Namen abzu,stimmen; jedoch
kann eine Delegatiorr in Vertretung nur eines anderen Landes
abstimmen. Jede zu diesern Zweck erteilte Yol,lmacht mues
in einer vom Staatsoberhaupt oder zuständigen Minister un-
terzeichneten Urkunde enthalten sein.

(6) Die Yerbandsländer, die nicht Mitglied der Yersamm-
lung sind, werden zn den Sitzungen d,er Yereammlung als Be.
obachter zugelassen.

(7) a) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch den
Generaldirektor alle zwei Jahre einmal zu einer ordentlichen
Tagung zusammen, und zwar, abgesehen yon au§Bergewöhn-
lichen Fällen, zu derselben Zeit und an dem,selben Ort wie
die Gerreralversammlung der Organisation.

b) Die Versamrnlung tritt nach Einberufung durch den
Generaldirektor zu einer arrsserordentlichen Tagung zusam-
men, w€nn der Exekutivausschuss oder ein Viertel der Mit-
gliedländer der !'ersammlung es verlangt.

(8) Die Versammlung gibt eich eine Geschäftsordnung.

Artikel 14
IExekutivausschuee]

(f ) Die Versammlung hat einen Exekutivau,sschuss.

(2) ") Der Exekutivau,sschuss setzt sich au,s den von der
Versammlung aus dem Kreis ihrer Mitgliedländer gewählten
Ländern zuEammen. Ausserdem hat dae Land, in deesen Ho-
heitsgebiet die Organisation ihren Sitz hat, vorbehaltlich dee
Artikels 16 Absatz (7) Buchstabe b) ex officio einen Sitz im
Ausschues.

b) Die Regierung jedes Mitgliedland,es dee Exekutivaus-
schuases wird durch einen l)elegierten vertreten, d,er von
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Stellvertretern, Beratern und Sachverständigen unterstützt

werden kann.
c) Die Kosten jeder Delegation werden von der Regierung

getragen, die sie entsandt hat.

(3) Die Zahl der Mitgliedländer des Exekutivausschusses

entspricht einem Viertel ,Jer Zahl der Mitgliedländer der

Versammlung. Bei der Berechnung der zu vergebenden Sitze

wird der nach Teilung durch vier verbleibende Rest nicht
berücksichtigt.

(a) Bei der Wahl der illitglieder des Exekutivausschusses

trägt die Versammlung einer angemes§enen geographischen

Verteilung und der Notwendigkeit Rechnung, dass unter den

Ländern des Exekutivausschusses Vertragsländer der im Rah'
men des Yerbandes errichteten Sonderabkommen sind.

(5) o) Die Mitglieder des Exeliutivausschusses üben ihr
Amt vom Schluss der Tagung der Versammlung, in deren Ver'
lauf sie gewählt worden sind, bis zum Ende der darauffolgen-
den ordentlichen Tagrrng der Versammlung aus.

ä) Höchstens zwei Drittel der Mitglieder des Exekutiv-
ausschusses können wiedergewählt werden.

c) Die Versammlung regelt die Einzelheiten der 'Wahl und

der etwaigen Wiederwahl der Iflitglieder des Exekutivaus'
schusses.

(6) ") Der Exekutivausschuss

i) bereitet den Entwurf der Tagesordnung der Versamm'

lung vor;
ii) unterbreitet der Versamnrlung Vorschläge zu den vom

Generaldirektor vorbereiteten Entwürfen des Pro-
gramms und des Zweijahres-Haushaltsplans des Verban-
des;

iii) fGestrichen)

iv) unterbreitet der Versammlung mit entsprechenden Be'
merkungen die periodischen Berichte des Generaldirek'
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tore und die jährlichen Berichte über die Rechnunge.
prüfung;

v) trifft alle zweckdien,lichen Maesnahmen zur Durchfüh.
rung dos Programms des Yerbandes durch den General.
direktor in übereinstimmung mit den Beschlüssen der
Versamm,lung und unter Berückgichtigung der zwischen
zwei ordentlichen Tagungen der Versammlung eintre-
tenden Umstände;

vi) nimmt alle anderen Aufgaben wahr, die ihm im Rahmen
dieser Übereinkunft übertragen werden.

ä,) Über Fragen, die auch für andere von der Organisation
verwaltete Verbände von Interesse sind, entscheidet der Exe-
kutivausschuss nach Anhörung des Koordinierungsaueschusses
der Organisation.

(7) a) Der Exekutivausschuss tritt nach Einberufung durch
den Generaldirektor jedes Jahr einmal zu einer ordentlichen
Tagung zusammen, und zwar möglichst zu derselben Zeit und
an demselben Ort wie der Koordinierungsausschuss der
Organisation.

b) Der Exekutivausschuss tritt nach Einberufung durch
den Generaldirektor zu einer auseerordentlichen Tagung zu-
sammen, entweder auf Initiative dee Generaldirektors oder
wenn der Yonsitzende oder ein Viertel der Mitglieder dee
ExekutivausEchusres es verlangt.

(8) o) Jed"s Mitgliedland des Exekutivausschueses verfügt
über eine Stimme.

b) Die Hälfte der Mitgliedländer des Exekutivaugschuosee
bildet das Quorum.

c) Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen gefasst.

d,) Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe.

e) Ein Delegierter kann nur ein Land vertreten und nur
in dessen Namen abstimmen.
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(9) Die Verbandsländer, die nicht Mitglied des Exekutiv-
ausschusses sind, werden zu dessen Sitzungen als Beobachter
zugelassen.

(10) Der Exekutivausschuss gibt sich eine Geschäftsord-
nung.

Artikel 15

IInternationales Büro]

(l) o) Die Verwaltungsaufgaben des Verbandes werden
vom lnternationalen Büro wahrgenommen, das an die Stelle
des mit dem Verbandsbüro der internationalen Übereinkunft
zum Schutz von Werken d,er Literatur und Kunst vereinigten
Büros des Yerbandes tritt.

b,) Das Internationale Büro besorgt insbesondere das Se-

kretariat der verschiedenen Organe des Verbandes.
c) Der Generaldirektor der Organisation ist der höchste

Beamte des Yerbandes und vertritt den Verband.

(2) Das Internationale Biiro sammelt und veröffentlicht
Informationen über den Schutz des gewerblichen Eigentuma.
Jedes Verbandsland teilt so bald wie möglich dem Internatio-
nalen Büro alle neuen Gesetze und anderen amtlichen Texte
mit, die den Schutz des gewerblichen Eigentume betreffen. Ea

übermittelt ausserdem dem Internationalen Büro alle jene

Veröffent'lichungen seiner für das gewerbliche Eigentum zu-

ständigen Stellen, die unmittelbar den Schutz des gewerbli-
chen Eigentums berühren und nach Meinung dos Internatio-
na,len Büros für eeine Tätigkeit von Inte'rösse sind.

(3) Das Internationale Büro gibt eine monatlich erschei-
nende Zeitschrift heraus.

(4) Das Internationale Büro erteilt jedem Verbandeland
auf Yerlangen Auskünfte über Fragen betreffend den Schutz
des gewerblichen Eigentums.

(5) Das Internationa,le Büro unternimmt Untereuchungen
und treistet Dienste zur Erleichterung des Schutzes dee gewerb-
lichen Eigentums.
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(6) Der Generaldirektor und die von ihm bestimmten Mit-
glieder des Personals nehmen ohne Stimmrecht an allen Sit-
zungen der Versammlung, des Exekutivausschusses und aller
anderen Sachverständigenausschüsse oder Arbeitsgruppen teil.
Der Generaldirektor oder ein von ihm bestimmtes Mitglied
des Personals ist von Amts wegen Sekretär dieser Organe.

(7) o/ Das Internationale Büro bereitet nach den Weisun-
gen der Yersammlung und in Zusammenarbeit mit dem Exe-
kutivausschuss die Konferenzen zur Revision der Bestimmun-
gen der Übereinkunft mit Ausnahme der Artikel 13 bis 17

vor.

ö,) Das Internationale Biiro kann bei der Yorbereitung
der Revisionskonferenzen zwischenstaatliche sowie internatio-
nale niehtstaatliche Organisationen konsultieren.

c) Der Generaldirektor und die von ihm bestimmten Per-
sonen nehmen ohne Stimmrecht an den Beratungen dieser
Konferenzen teil.

(8) Das lnternationale Büro nimmt alle anderen Aufgaben
wahr, die ihm übertragen werden.

Artikel 16

IFinanzen]

(1) c/ Der Verband hat einen Haushaltsplan.

b) Der Haushaltsplan des Verbandes umfasst die eigenen

Einnahm.en und Ausgaben des Yerbandes, dessen Beitrag zum

Haushaltsplan der gemeinsamen Ausgaben der Yerbände so-

wie gegebenenfalls den dem Haushaltsplan der Konferenz der
Organisation zur Verfiigung gestellten Betrag.

c/ Als gemeinsame Ausgaben der Yerbände gelten die Aus-
gaben, die nicht ausschliesslich dem Verband, sondern auch
einem oder mehreren anderen von der Organisation verwal-
teten Verbände zuzurechnen sind. Der Anteil des Verbandes
an diesen gemeinsamen Ausgaben entspricht dem Interesse,
das der Verband an ihnen hat.
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(2) Der Haushaltsplan des Yerbandes wird unter Berück-
sichtigung der Notwendigkeit seiner Abstimmung mit den
Haushaltsplänen der anderen von der Organisation verwal-
teten Yerbände aufgestellt.

(3) Der Haushaltsplan des Yerbandes umfassr folgende
Einnahmen:

i) Beiträge der Verbandsländer;
ii) Gebühren und Beträge für Diensttreistungen des Inter.

nationalen Büros im Rahnren des Verbandes;
iii) Verkaufeerlöse und andere Einkünfte aus Veröffent-

lichungen des Internationalen Büros, die den Yerband
betreffen;

iv) Schenkungen, Vermächtnisse und Zuwendungen;
v) Mieten, Zinsen und andere verschiedene Einkünfte.

$) a) Jedes Verbandsland wird zur Bestimmung seinee
Beitrage zum Haushaltsplan in eine Klasse eingestuft und
zahlt seine Jahresbeiträge auf der Grundtrage einer Zahl von
Einheiten, die wie folgt festgesetzt rrird:

Klasse I 25

Klasse II 20
Klasse III ts
Klasse IY 10

Klasse Y 5

Klasse YI 3
Klasse YII I

ä/ Falls es dies nicht schon früher getan hat, gibt jedee

Land gleichzeitig mit der Hinterlegung g,einer Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde die Klasse an, in die es eingestuft zu
werden wün,scht. Es kann die Klaese wechseln. Wählt es.eine
niedrigere lilasse, so hat es dies der Yersammlung auf einer
ihrer ordentlichen 'fagungen mitzuteilen. Ein solcher Wech.
eel wird zu Beginn des auf diese Tagung folgenden Kalender-
jahres wirksam.

c) Der Jahresbeitrag jedes Landes besteht au,s einem Be-
trago der in demselben Verhältnis zu der Summe der Jahree.
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beiträge aller Länder zum llaushalteplan des Yerbandes eteht
wie die Zahl der Einheiten der Klasae, in die das Land ein-
gestuft ist, zur Summe der Einheiten aller Länder.

d) Die Beiträge werden am l. Januar jedes Jahnes fällig.
e) Ein Lando das mit der Zahlung seiner Beiträge im Rück-

stand isto kann sein Stimmrecht in keinem der Organe des

Verbandes, denen es als Mitglied angehört, ausüben, wenn
der rückständige Betrag die Summe der von ihm für die zwei
vorhergehenden vollen Jahre geschuldeten Beiträge erreicht
oder übersteigt. Jedoch kann jedes dieser Organe einem sol-
chen Land gestatten, das Stimmrecht in dies'em Organ weite'r
auszuüben, wenn und solange es überzeugt ist, dass der Zah-
lungerückstand eine Folge aussergewöhnlicher und unabwend-
barer Umstände ist.

// Vird der Haushaltsplan nicht vor Beginn eines neuen

Rechnungsjahres beschlossen, §o wird der Haushaltsplan dee

Vo'rjahres nach Masagabe der Finanzvorschriften übernom-
men.

(5) Die Höhe der Gebühren und Beträge für Dienstleistun'
gen des Internationalen Büros im Rahmen des Verbandes
wird vom Generaldirektor festgesetzt, der der Versammlung
und dem Exekutivau,sschuss darüber berichtet.

(6) ") Der Yerband hat einen Betriebsmittelfonds, der

durch eine einmalige Zahlung jedes Yerbandslandes gebildet

wird. Reicht der Fonds nicht mehr au§, so beschliesst die

Versammlung seine Erhöhung.
b) Die Höhe der erstmaligen Zahlung jedes Landes zu die'

sem Fonds oder gein Anteil an dessen Erhöhung ist propor-
tional zu dem Beitrag dieses Landes für das Jahrn in dem der
Fonds gebildet oder die Erhöhung beschlossen wird.

c,) Diesee Yerhältnis und die Zahlungsbedingungen wer-
den von der Versammlung auf Vorschlag des Generaldirektors
und nach Au,seerung des Koordinierungsausschusses der Or-
ganieation festgeeetzt.

(7) a) Dae Abkommen über den Sitz, das mit dem Land
geschlossen wird, in deseen Hoheitsgebiet die Organisation
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ihren Sitz hat. aieht vor, daes dieees Land Vorschüo€e gewährt,

wenn der Betriebgmittelfonds nicht ausreicht. Die Höhe dieger

Yorschüsse und die Bedingungen, unter denen sie gewährt

werden, ,eind in jedem Fal'l Gegenstand besonderer Verein'
barungen zwiechen diesem Land und der Organieation. Solange

dieses Land verpflichtet iet, Vorechü§oe zu gewähren, hat eg

ex officio einen Sitz im Exekutivau'eschugs.

b/ Daa unter Buchetabe o) bezeichnete Land und die Or'

ganieation sind berechtigt, die Verpflichtung zur Gewährung

von Yorschüssen durch gchriftliche Notifikation zu kündigen'

Die Kündigung wird drei Jahre nach Ablauf des Jahreg wirk'
eam, in dem sie notifiziert worden ist.

(8) Die Rechnungsprüfung wird nach Maesgabe der Finanz'

vorschriften von einem oder mehreren Verbandsländern oder

von aussenstehenden Rechnungsprüfern vorgenommen, die

mit ihrer Zustimmung von der Vereammlung beetimmt werden.

Artikel 17

[Änderungeu der Artikel 13 bia l?]

(l) Vorechläge zur Anderuug der Artikel 13, 14, 15, 16

und dieses Artikels können von jedem Mitgliedland der Ver'
sammlung, vom Exekutivausechuss o'der vom Generaldirektor

vorgelegt werden. Dieee Vorschläge werden vom General'

direktor mindestene secbe Monate, bevor sie in der Versamm'

lung beraten werden, den Mitgliedländern de'r Versammlung

mitgeteilt.

(2) Jede Anderung der in Absatz (l) bezeichneten Artikel
wird von der Yersammlung beechloseen. Der Beschluss er'

fordert 'drei Yibrtel der abgegebenen Stimmen; jede Ande'

rung dee Artikels 13 und diesee Absatzee erfordert jedoch

vier Fünftel der abgegebenen Stimmen.

(3) Jerle Änderung der in Absatz (l) bezeichneten Artik'el
tritt einen Monat nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die

schriftlichen Notifikationen der verfaeeungemäeoig zustande'

gekommenen Annahme des Anderungsvorachlags von drei
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Vierteln der Ländero die im Zeitpunkt der Be,schlussfassung
über die Anderung Mitglied der Yersammlung wa,ren, beim
Generaldirektor eingegangen sind. Jede auf diese Weiee an.
genommene Anderung der genannten Artikel bindet alle
Länder, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Auderung
Mitglied der Yersammlung sind oder später Mitglied werden;
jedoch bindet eine Anderung, die die finanziellen Verpflich-
tungen der Verbanddländer etweitert, nur die Ländero tlie die
Annahme dieser Anderung notifiziert haben.

Artikel l8
[Revision der Ärtikel I bie 12 und lB bie 30]

(I) Diese Übereinkunft soll Revisionen unterzogen wer-
den, um Yerbesserungen herbeizuführen, die geeignet sind.
das System des Yerbandes zu vervollkommnen.

(2) Za diesem Zweck werden der Reihe nach in einem
der Yerbandsländer Konfer.enzen zwischen den Delegierten
dieser Länder etattfinden.

(3) Für Anderungen der Artikel 13 bis 17 sind die Bestim-
mungen des Artikels 17 massgebend.

Artikel 19
ISonderabkommen]

Es beEteht Einverständnie darüber, dase die Yerbandslän-
der eich das Recht vorbehalten, einzeln untereinander Sonder-
abkommen zum Schutz des gewerblichen Eigentums zu tref-
fen, sofern dieee Abkommen den Bestimmungen dieser über-
einkunft nicht zuwiderlaufen.

Artikel 20
[RatifiLation oder Beitritt von Yerbandgländern - Inkrafttreten]
(l) 

") Jedes Verbandsland kann diese Faasung der über-
einkunft ratifizieren, wenn es sie unterzeichnet hat, oder ihr
beitreten, wenn es sie nicht unterzeichnet hat. Die Ratifika-
tions- und Beitrittsurkunden werden beim Generaldirektor
hinterlegt.
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b/ Jedes Verbandsland kann in seiner Ratifikations- oder

Beitrittsurkunde erklären, dass sich seine Ratifikation oder

eein Beitritt nicht erstreckt
i) auf die Artikel I bis 12 oder

ii) auf die Artikel 13 bis 17.

c,) Jedes Verbandsland, das gemäss Buchstabe b) eine der

beiden dort bezeichneten Gruppen von Artikeln von der Vir-
kung seiner Ratifikation oder seines Beitritts ausgeschlossen

hat, kann zu jedem späteren Zeitpunkt erklären, dass es

die Wirkung seiner Ratifikation oder seines Beitritts auf diese

Gruppe von Artikeln erstreckt. Eine so'lche Erklärung wird
beim Generaldirektor hinterlegt.

(2) a) Die Artikel I bis 12 treten für die ersten zehn Ver'
band,sländer, die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden ohne

Abgabe einer nach Äbsatz (1) Buchstabe b) Ziffer i) zulässi'

gen Erklärung hinterlegt haben, drei Monate nach Hinter'
legung der zehnten solchen Ratifikations' oder Beitrittg'
urkunde in Kraft.

ä) Die Artikel 13 bis 17 treten für die ersten zehn Ver-

bandsländer, die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden ohne

Abgabe einer nach Absatz (I) Buchstabe b) Ziffer ii) zuläesi-

gen Erklärung hinterlegt haben, drei Monate nach Hinter'
legung der zehnten solchen Ratifikatione' oder Beitritte-
urkunde in Kraft.

c) Vorbehaltlich des erstmaligen Inkrafttretens jeder der

beiden in Absatz (I) Buchstabe b) Zif.fern i) und ii) bezeich'

neten Gruppen von Artikeln nach den Buchstaben a) wd b)

und vorbehaltlich des Absatzes (t) Buchstabe b/ treten die

Artikel 1 bis l? für jedes nicht unter Buchstabe a) oder b)

fallende Verbandsland, das eine Ratifikations- oder Beitritts'
urkunde hinterlegt, sowie für jedes Verbandsland, das eine

Erklärung gemäss Absatz (l) Buchstabe c) hinterlegt, drei

Monate nach dem Zeitpunkt der Notifizierung einer solchen

Hinterlegung durch den Generaldirektor in Kraft, sofern in

der hinterlegten Urkunde oder Erklärung nicht ein späterer

Zeitpunkt angegeben ist. In diesem Fall tritt diese Fassung
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der Übereinkunft für dieses Land zu dem angegebenen Zeit-
punkt in Kraft.

(3) Für jedes Verbandaland, das eine Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde hinterlegt, treten die Artikel 18 bia 30 in
'Kraft, sobald eine der beiden in Absatz (1) Buchetabe ä/ be-
zeichneten Gruppen von Artikeln für diesee Land gemäss Ab-
eatz (2) Buchstabe a), b) oder c,) in Kraft tritt.

Artikel 21
[Beitritt verbandefremder Länder - Inkrafttroten]

(I) Jedes verbandefremde Land kann dieeer Facaung der
Übereinkunft beitreten und dadurch Mitglied des Yerbandes
werden. Die Beitrittsurkunden werden beim Generaldirektor
hinterlegt.

(2) a,) Für jede,s verbandsfremde Land, daa eeine Beiuitte-
urkunde einen Monat vor dem Zeitpunkt des Inkrafttreteno
von Bestimmungen dieser Faesung der übereinkunft oder
früher hinterlegt hat, tritt diese, sofern nicht ein opäterer
Zeitpunkt in der Beitritteurkunde angegeben iat, zu dem Zeit-
punkt in Kraft, zu dem die Beetimmungen gemäsr Artikel 20
Absatz (2) Buchstabe c) oder ä,) eretmals in Kraft treten; je-
doch ist ein solches Land,

i) wenn die Artikel I big 12 zu diesem Zeitpunkt noch
nicht in Kraft getreten sind, nährend der Übergango-
zeit bis zu ihrem Inkrafttreten an ihrer Stelle durch die
Artikel I bie 12 der Lissaboner Faseung der Überein-
kunft gebunden;

ii) wenn die Artikel 13 bis 17 zu diesem Zeitpunkt noch
nicht in Kraft getreten sind, während der übergange.
zeit bis zu ihrem Inkrafttneten an ihrer Stelle durch die
Artikel 13 und 14 Absätze (3), (4) und (5) der Lieeaboner
Faesung der übereinkunft gebunden.

Gibt ein Land in seiner Beitritteurkunde einen späteren
Zeitpunkt an, Bo tritt diose Fassung der übereinkunft für
dieses Land zu dem angegebenen Zeitpunkt in Kraft.

3B



ä) Für jedes verbandsfremde Land, das seine Beitritts'
urkunde nach dem Inkrafttreten einer Gruppe von Artikeln

dieser Fassung der Übereinkunft oder weniger als einen Mo'

nat vor diesem Zeitpunkt hinterlegt hat, tritt diese Fassung

rler. Übereinkunft vorbehaltlich des Buchstaben o,) drei Mo'

nate nach dem Zeitpunkt der Notifizierung seines Beitritts

durch den Generaldirektor in Kraft, sofern nicht ein späteror

Zeitpunkt in der Beitrittsurkunde angegeben ist' In dieeem

FaIl tritt diese Fassung der Übereinkunft für dieses Land zu

dem angegebenen Zeitpunkt in Kraft.

(3) Für jedes verbandsfremde Land, das seine Beitritts'
urkunde nach dem Inkrafttreten dieser Fassung der Über-

einkunft in ihrer Gesamtheit oder weniger als einen Monat

vor diesem Zeitpunkt hinterlegt hat, tritt diese Fassung

der Übereinkunft drei Monate nach dem Zeitpunkt der Notifi'
zierung seines Beitritts durch den Generaldirektor in Kraft,
sofern nicht ein späterer Zeitpunkt in der Beitrittsurkunde
angegeben ist. In diesem Fall tritt diese Fassung der Über'

einkunft für dieses Land zu dem angegebenen Zeitpunkt in

Kraft.

Artikel 22

[Virkung der Ratifiketion oder dee Beitritte]

Vorbehaltlich der gemäss Artikel 20 Absatz (l) Buch'

stabe ä.) und Artikel 28 Absatz (2) zulässigen Ausnahmen be'

wirkt die Ratifikation oder der Beitritt von Rechts wegen

die Annahme aller Bestimmungen und die Zulassung zu allen

Vorteilen dieser Fassrrng der Llbereinkunft.

Artikel 23

IBeitritt zu früheren Fassungen]

Nach dem Inkrafttreten dieser Fassung der Übereinkunft
in ihrer Gesamtheit kann ein Land früheren Fassungen der

Übereinkunft nicht mehr beitreten.
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Artikel 24
I H o h e i tsgeb ie t e]

(l) Jedes Land kann in seiner Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde erklären oder zu jedem späteren Zeitpunkt
dem Generaldirektor schriftlich notifizieren, daas diese über.
einkunft auf alle oder einzelne in der Erklärung odor Notifi-
kation bezeichnete Hoheitsgebiete anwendbar isto für deren
auswärtige Beziehungen es verantwortlich ist.

(2) Jed"s Land, das eine solche Erklärung oder eine eolche
Notifikation abgegeben hat, kann dem Generaldirektor jeder-
zeit notifizieren, dass diese übereinkunft auf alle oder ein-
zelne dieser Hoheitsgebiete nicht mehr anwendbar ist.

(3j a) Jede in der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde
abgegehene Erklärung gemäss Absatz (I) wird gleichzeitig
mit der Ratifikation oder dem Beitritt und jede Notifikation
gemäss Absatz (I) wird drei Monate nach ihrer Notifizierung
durch den Generaldirektor wirksam.

b) l"d" Notifikation gemäss Absatz (2) wird zwölf Mo-
nate nach ihrem Eingang beim Generaldirektor wirksam.

Artikel 25
IAnrvendung der übereinkunft durch die Vertragsländer]

(l) Jedes Vertragsland dieser übereinkunft verpflichtet
sich, entsprechend seiner Verfassung die notwendigen Mass-
nahmen zu ergreifen. um die Anwendung dieser überein-
kunft zu gewährleisten.

(2) Es besteht Einverständnis dariiber, das,s jedes Land
im Zeitpunkt der Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde gemäss seinen innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten in der Lage sein muss, den Bestimmungen dieser über-
einkunft Wirkung zu verleihen.

Artikel 26
IKündiguns]

(l) Diese übereinkunft bleibt ohne zeitliche Begrenzung
in Kraft.
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(2) Jedes Land kann diese Fassung der Übereinkunft
durch eine an den Generaldirektor gerichtete Notifikation
kündigen. Diese Kündigung bewirkt zugleich die Kündigung
aller früheren Fassungen und hat nur Wirkung für das Land,
das sie erklärt hat; für die übrigen Yerbandsländer bleibt die

Übereinkunft in Kraft uhd wirksam.

(3) Die Kündigung wirtl ein Jahr nach dem Tag wirksam,
an dem die Notifikation beim Ceneraldirektor eingegangen ist.

(4) Das in diesem Artikel vorgesehene Kündigungsrecht
kann von einem Land nicht vor Ablauf von fünf Jahren nach

dem Zeitpunkt ausgeiibt werden, zu dem es Mitglied de's Ver-
bandes geworden ist.

Artikel 27

IAnwendung früherer Fassungen]

(I) Diese Fassung der Übereinkunft ersetzt in den Be-
ziehungen zwischen den Ländern, auf die sie anweudbar ist,
und in dem Umfang, in dem sie anwendbar ist, die Pariser
Verbandsübereinkunft vom 20. März 1BB3 und die folgenden
revidierten Fassungen dieser Übereinkunft.

(2) ") Für die Länder, auf tlie diese Fassung der Überein-
kunft nicht oder nicht in ihrer Gesamtheit, jedoch die Lissa-
boner Fassung vom 31. Oktober l95B anwendbar ist, bleibt
diese letztere in ihrer Gesamtheit oder in dem Umfang in
Kraft, in dem sie nicht gemäss Absatz (l) durch die,se Fas-
sung der Übereinkunft ersetzt wird.

ä) Ebenso bleibt für die Länder, auf die weder diese Fas-

sung der Übereinkunft noch Teile von ihr, noch die Lissa-
boner Fassung anwendbar sind, die Londoner Fassung vom
2. Juni 1934 in ihrer Gesamtheit oder in dem Umfang in
Kraft, in dem sie nicht gemäss Absatz (1) rlrrrch diese Fassung
der Übereinkunft ersetzt wird.

c,) Ehenso bleibt für die Länder, auf die weder diese Fas-

sung der Übereinkunft noch Teile von ihr, noch die Lissa-
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boner Fassrrng, noch die Londoner Fassung anwendbar sind,
die Haager Fassung vom 6. Novemher 1925 in ihrer Gesamt.
heit oder in dem Umfang in Kraft, in dem sie nicht gemäss
Absatz (l) durch diese Fassung der übereinkunft ersetzt wird.

(3) Die verbandsfrenrden Länder, die Vertragspartei die.
ser Fassung der Übereinkunft werden, wenden sie im Ver-
hältnis zu jedem Verbandsland an, das nicht Vertragspartei
dieser Fassrrng oder das zwar Vertragspartei dieser Fassung
ist, aber die in Artikel 20 Absatz (I) Buchstabe b) Ziffer i)
vorgesehene Erklärung abgegeben hat. Diese Länder lassen
es zu, dass ein solches Verbandsland in ,seinen Beziehungen
zu ihnen die Bestimmungen der jüngsten Fassung der Über-
cinkunft, deren Vertragspartei es ist, anwendet.

Artikel 28

[Beilegung von Streitigkeitenl

(l) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehreren Yer-
bandsländern über die Auslegung oder die Anwendung dieser
Übereinkunft, die nicht auf dem Verhandlungsweg beigelegt
wird, kann von jedem beteiligten Land durch eine Klage, die
gemäss dem Statut des Internationalen Gerichtshofs zu er.
heben ist, vor den Internationalen Gerichtshof gebracht wer-
den, sofern die beteiligten Länder nicht eine andere Regelung
vereinbaren. Das Land, das die Streitigkeit vor den Inter-
nationalen Gericht'shof bringt, hat dies dem Inte'rnationalen
Büro mitzuteilen; dieses setzt die anderen Yerbandsländer
davon in Kenntnis.

(2) J"d"s Land kann gleichzeitig mit der Unterzeichnung
dieser Fassung der Übereinkunft oder mit der Hinterlegung
seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde erklären, dass es

sich durch Absatz (l) nicht als gebunden betrachtet. Auf
Streitigkeiten zwischen einem solchen Land und jedem an-

deren Verbandsland ist Absatz (1) nicht anwendbar.
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(3) Jedes Land, das eine Erklärung gemäss Absatz (2) ab'

gegeben hat, kann sie jederzeit durch eine an den General-

direktor gerichtete Notifikation zurückziehen.

Artikel 29

IUnterzeichnung - Sprachen - Vahrnehmung der Verrvahreraufgaben]

(L) ") Diese Fassung der Übereinkunft wird in einer Ur'
schrift in französischer Sprache unterzeichnet und bei der

schwedischen Regienrng hinterlegt.

ä,) Amtliche Texte werden vour Generaldirektor nach Kon'
sultierung der beteiligten Regierungen in deutscher, engli-

scher, italienischer, portrrgiesischer, russischer und spanischer

Sprache sowie in anderen Sprachen hergestellt, die die Ver'
sammlung bestimmen kann.

c) Bei Streitigkeiten über die Auslegung der verschietle'

nen Texte ist der französische Text massgebend.

(2) Diese Fassung der Übereinkunft liegt bis zurn 13. Ja'
nuar 1968 in Stockholm zur Unterzeichnttng artf.

(3) Der Generaldirektor iibermittelt zwei von tler schwe-

dischen Regierung beglaubigte Abschriften tles unterzeich'
neten Textes dieser Fassung der Übereinktrnft den Regierun'
gen aller Verbandsländer und der Regienrng jedes anderen

Landes, die es verlangt.

(4) Der Generaldirektor lässt diese Fassung der Über'
einkunft beim sekretariat der Vereinten Nationen registrie'
ren.

(5) Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen aller
Verbandsländer die Unterzeichnungen, die Hinterlegungen
von Ratifikations- oder Beitrittsurkunden sowie die in diesen

Urkunden enthaltenen oder gemäss Artikel 20 Absatz (1)

Buchstabe c) abgegebenen Erklärungen, das Inkrafttreten
aller Bestimmungen dieser Fassung der Übereinkunft, die

Notifikationen von Kündigungen und die Notifikationen ge'

mäss Artikel 24.
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Artikel 30
[üb erga n gsb estimmun gen]

(f) Bis zur Amtsübernahme durch den ersten General-
direktor gelten Bezugnahmen in dieser Fassung der überein.
kunft auf das Internationale Büro der Organisation oder den
Generaldirektor als Bezugnahmen auf dag Büro dee verbandes
oder seinen Direktor.

(2) Verbandsländer, die nicht durch die Artikel tB bis
l7 gebunden sind, können, wenn sie dies wünschen, während
eines Zeitraums von fünf Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt
des lnkrafttretens des übereinkommens zur Errichtung der
Organisation an, die in den Artikeln 13 bis lZ dieser Fa.ssung
der Übereinkunft vorgesehenen Rechte so ausüben, als wären
sie durch diese Artikel gebunden. Jedes Land, das diese
Rechte auszuüben wünscht, hinterlegt zu diesem Zweck beim
Generaldirektor eine schriftliche Notifikation, die im Zeit-
punkt ihres Eingangs wirksam wird. Solche Länder gelten
bis zum Ablauf der genannten Frist als Mitglied der Yer-
sammlung.

(3) Solange nicht alle Verbandsländer Mitglied der Or-
ganisation geworden sind, handelt das Internationale Büro
der Organisation zugleich als Büro des Ve.rbandes und der
Generaldirektor als Direktor dieses Büros.

(4) Sobald alle Verbandsländer Mitglied der Organisation
geworden sind, gehen die Rechte und Yerpflichtungen sowie
das Yermögen des Büros des Verbandes auf dae Internatio-
nale Büro der Organisation über.

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu ge-
hörig bevollmächtigten Unterzeichneten dieee
Fassung der Übereinkunft unterschrieben.

GESCHEHEN zu Stockholm am 14. Juli 1967.
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